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Die politischen Zeichen stehen auf Sturm, die Wirtschaft ist in der Flaute.

Die türkis-grüne Regierung hat keine Umfragemehrheit mehr und orientiert sich voneinander weg,
hin zu einer schwarz-blauen beziehungsweise einer Ampelkoalition. Die FPÖ könnte klar auf Platz 1
gewählt werden und droht mit einem Regierungsprogramm des radikalen Rassismus und Sexismus,
vor allem auch gegen queere Menschen. Die Rezession, die 2023 begonnen hat, kostet Arbeitsplätze
und wird die Gewerkschaften zu einem noch zahmeren Verhandlungskurs bewegen. Die Inflation
bleibt weiter hoch und über dem europäischen Durchschnitt, was Arbeiter:innen und Erwerbslose
weiterhin sehr belastet. Seit dem Einbruch der Industrieproduktion letztes Jahr wird die
österreichische Wirtschaft fast ausschließlich von der Konsumnachfrage getragen – die kann unter
Arbeitsplatzverlusten, Inflation oder nicht erneuerten Staatshilfen jederzeit einbrechen. Durch die
gestiegenen Zentralbankzinsen und die Großzügigkeit bei Corona-Unternehmenshilfen steht auch
das Staatsbudget unter Druck. Sparpakete und Konsolidierungsmaßnahmen werden aber sicher
nicht im Wahljahr beginnen – die nächste Bundesregierung wird dann aber ziemlich sofort zum
Angriff auf soziale Absicherung und erkämpfte Errungenschaften übergehen.

2024 startet aber auch mit großem politischem Potential für linken Widerstand. Die SPÖ hat ihren
linksten Parteivorsitzenden seit Jahrzehnten gewählt. Die KPÖ und ihre lokalen linken Verbündeten
könnten erstmals seit Nationalratswahlen 1956 einziehen. Sie wären dann die einzige
Oppositionspartei, die weder an eine Kapitalfraktion gebunden ist, noch über die Sozialpartnerschaft
den österreichischen Kapitalismus verwaltet. Am Arbeitsmarkt steigt die Verhandlungsmacht der
Arbeiter:innen durch Arbeitskräftemangel, Pensionierungswelle und abnehmender Ungleichheit
zwischen Vollzeit- und Teilzeitstellen. Das hat es den Gewerkschaften erlaubt, die Lohnsteigerungen
der letzten Jahre relativ breit zu verteilen, aber auch kämpferische Belegschaften zu beruhigen.

2024 wird auch ein Jahr der sich zuspitzenden imperialistischen Widersprüche. Internationalistische
Forderungen werden die Arbeit von Revolutionär:innen prägen, internationalistische, anti-
imperialistische und anti-militaristische Bewegungen sind aber auch an ihrem stärksten Punkt seit
dem Irakkrieg. In den westlichen imperialistischen Ländern und besonders in Österreich wird der
Anpassungsdruck hinter die Staatsräson mit zunehmender Propaganda und Repression ausgeübt,
was zu steigendem Staatsrassismus aber auch zunehmenden Widersprüchen in der Linken führt.

Die Rechte treibt darüber hinaus eine Reihe von reaktionären Angriffen weiter, gegen die Rechte
von Frauen, queeren Personen, Menschen mit Migrationsgeschichte und politischen Minderheiten.
Die Hetze gegen trans Personen (und in der rechten Propaganda allen queeren Personen) ist zu
einem Eckpunkt rechter Mobilisierungen geworden. Auch die ÖVP fordert die Rechte von queeren
Personen einzuschränken, wenn sie beispielsweise ein Verbot von Drag Shows fordert oder für
Förderungsstopps an queere Zentren eintritt. Der Rassismus der rechten Umfragemehrheit ist noch
direkter und auf tödliche Weise wirksam. Das tausendfache Morden an den Außengrenzen,
Schikanen und Polizeigewalt gegen Geflüchtete werden von der zunehmenden antimuslimischen
Hetze angefeuert. Die Propaganda über „importierten“ muslimischen Antisemitismus reicht bis zu
den Grünen und der SPÖ, dient aber vor allem dazu, den Antisemitismus von ÖVP- und FPÖ-
Mandatar:innen zu rechtfertigen und die rassistisch diskriminierten Arbeiter:innen noch weiter zu
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marginalisieren. Dazu kommen offen diskriminierende Konstruktionen im Arbeitsrecht und
Schikane-Anweisungen an das AMS, die die selbst konstruierten Sündenböcke für alles in einen
entrechteten Mindestlohnsektor verbannen wollen.

Die sozialen Bewegungen sind in den letzten Jahren eher schwächer geworden. Linke
Massendemonstrationen wie zu Black Lives Matter oder zum Rücktritt von Sebastian Kurz sind
seltener geworden. Es gibt aber Ausnahmen: Die lang vorbereitete feministische Kampftagdemo am
8. März oder die Proteste der Elementarpädagog:innen. Die Mobilisierungsschwäche wird aber
durch stärkere Strukturen und mehr Selbstbewusstsein ausgeglichen. Auch die Klimabewegung hat
trotz immer kleinerer Demonstrationen einen aktivistischen Kern gehalten und ausgebaut. Diese
klar außerparlamentarischen Strukturen werden in der Lage sein, den Regierungsangriffen mit
Mobilisierungen zu antworten. Ob dieser Widerstand erfolgreich ist, hängt aber davon ab, ob eine
gemeinsame Strategie und ein gemeinsames Aktionsprogramm gefunden werden können.

2023 war ein schlechtes Jahr, das hätte schlimmer sein können

In unseren politisch-ökonomischen Perspektiven für 2023 haben wir geschrieben, dass die
österreichische und europäische Wirtschaft in eine Rezession bei gleichzeitigen hohen
Inflationsraten schlittert. Das ist so auch passiert, darüber waren sich bürgerliche und marxistische
Ökonom:innen aber sogar einig. In manchen europäischen Staaten ist aber zumindest die
Preisexplosion zurückgegangen, auch die Wirtschaftsentwicklung schaut nur in einzelnen
Kleinstaaten schlechter aus als in Österreich (Estland, Irland, Luxemburg und Ungarn). Der
Hintergrund der Rezession waren die seit 2015 sinkenden Profiraten, die durch die massive
staatliche Umverteilung während der Pandemie und eine stärkere Exportorientierung der
österreichischen Industrie gedämpft wurden. Diese Gegentendenzen haben 2023 aber ihre
dämpfende Wirkung verloren, auch unter dem Druck der Energiepreiskrise und der neuen
Blockbildung nach dem russischen Angriff auf die Ukraine.

Die Rezession ist aber nicht in eine Krise übergegangen, Produktion und Reproduktion laufen
weiter. Energieversorger und Industrie haben große Reserven, 2022 und 2023 haben sie sogar
Rekordprofite gemacht. Die Wirtschaft wird vor allem durch die Konsumnachfrage der
Arbeiter:innen stabilisiert, trotz der Kaufkraftverluste bei den unteren Einkommen . Wegen dem
Arbeitskräftemangel und den hohen Profiten vor allem bei den stärksten Kapitalen hatten Firmen
eine recht hohe Bereitschaft, Löhne zu erhöhen. Den Gewerkschaften ist es gelungen, viel von dieser
Zahlungsbereitschaft in Kollektivvertragserhöhungen zu leiten statt in die individuelle Überzahlung
von besonders gefragten Arbeiter:innen. Das stärkt die Konsumnachfrage und reduziert auch die
Lohnungleichheit innerhalb der Arbeiter:innenklasse. Gleichzeitig sind viele Abschlüsse hinter der
Inflation zurückgeblieben, 2023 war für viele ein Jahr der Reallohnverluste.

Für die österreichische Industrie war der wichtigste Faktor im vergangenen Jahr aber die relative
Stabilität auf den internationalen Güter- und Finanzmärkten. Die österreichischen Banken selber
sind trotz der großen Investitionen in Russland ganz gut abgesichert. Eine internationale
Finanzkrise hätte diesen dünnen Deich aber leicht überrollt, das war schon Anfang 2023 sichtbar:

„Gleichzeitig scheinen die europäischen Regulierungsbemühungen nach 2008 bei den
österreichischen Geschäftsbanken schon zu Veränderungen geführt zu haben. Die Eigenkapitalquote
ist, bis auf Kleinstbanken wie im berüchtigten Mattersburg, relativ stabil. Das wird nicht ausreichen,
wenn es eine gesamtwirtschaftliche Krisendynamik gibt (das zeigt auch die jetzt schon langsamere
Kreditvergabe). Derzeit deutet aber nichts darauf hin, dass diese in Österreich vom Bankensektor
ausgehen würde.“

Mitte März 2023 kam es mit dem „ersten Bankenwackeln“ bei der Silicon Valley Bank und der



Signature Bank New York, dann mit dem Zusammenbruch der Credit Suisse, zu so einer instabilen
Entwicklung. In nur einer Woche musste die amerikanische Fed mehr Hilfsgelder ausschütten als
jemals zuvor in so einem kurzen Zeitraum, sogar mehr als während irgendeiner Woche in der
Finanzkrise 2008.  Die Bankgewinne haben sich über das Jahr 2023 aber stabilisiert, auch wegen
der Übergewinne durch die Zentralbank-Zinserhöhungen: Sie verlangen und bekommen jetzt
einfach mehr Geld für ihre Bankleistungen. Die Anzahl der geschäftsgefährdenden Kreditausfälle
oder Kursstürze ist aber klein geblieben. Unter dem steigenden Zinsdruck leiden vor allem
Arbeiter:innen mit Hypotheken oder Konsumkrediten, aber nicht die Profite.

Für die Arbeiter:innen und die Industrie in Österreich ist 2023 schlecht gelaufen, aber nicht so
schlimm wie es hätte kommen können. Zum Beispiel nicht so schlimm wie für die österreichische
Regierung. Schon seit Jahresbeginn haben sich ÖVP und Grüne aneinandergeklammert wie zwei
Betrunkene am Heimweg, eine Regierung ohne Umfragemehrheit, deren Minister:innen nicht
anerkannt werden und die sich heftig streiten, miteinander und parteiintern. ÖVP und Grüne stehen
für die politische Koalition einer politischen Mitte ohne Verbindungen in die organisierte
Arbeiter:innenklasse (wie die SPÖ) oder in die außerparlamentarische Rechte. Sie ist vor allem der
Versuch, zwei Kapitalfraktionen zusammenzubringen, die Profiteur:innen einer kapitalistischen
grünen Wende und die Verwalter:innen des alten Fossilkapitalismus, die neidisch auf die
Subventions-Extraprofite schielen.  Politisch und ökonomisch ist diese Allianz gescheitert. Den
großen Teil der ÖVP zieht es zurück ins rechte, teilweise rechtsautoritäre Lager, eine relevante
Minderheit will die sozialpartnerschaftliche Stabilität einer großen Koalition zurück. Die Grünen
sehen mal wieder die Felle der Macht davonschwimmen, können aber schwer noch mehr
Zugeständnisse machen. Und selbst die sichern keine weitere Regierungsbeteiligung mehr ab.

Die Schwäche der Regierung hat aber auch etwas Gutes: Weder im Jahr der Instabilität noch im
Wahljahr stehen staatliche Konsolidierung, Sparpakete und Sozialabbau auf der Tagesordnung. Die
werden der nächsten Bundesregierung überlassen, eine Horrorvorstellung für Arbeiter:innen,
Erwerbslose und alle, die staatliche Unterstützung brauchen würden. Welche Parteien nach der
Nationalratswahl ans Ruder kommen, macht also, wenn überhaupt, nur einen Unterschied in der
genauen Ausformung der Politik gegen die arbeitende Bevölkerung.

Internationale Dynamiken: Krieg, Instabilität und neuerwachender
Internationalismus

In einem kapitalistischen Weltmarktsystem hängen die einzelnen Volkswirtschaften eng miteinander
zusammen. Wirtschaftspolitik, nationale konzentrierte Kapitalfraktionen und
Arbeitsmarktdynamiken führen zu natürlich trotzdem unterschiedlichen Entwicklungen. Das zeigt
zum Beispiel die beständig überdurchschnittliche Inflation in Österreich. Aber wenn eine globale
Krise anrollt, bleibt kein noch so national abgegrenztes Auge trocken.

Dass die Rezession gerade 2023 begonnen hatte, ist auch einem weltpolitischen Auslöser zu
verdanken. Der russische Angriff auf die Ukraine und die folgende innerimperialistische
Konfrontation unterbrachen Lieferketten und ließen die Energiepreise explodieren. Das verstärkte
aber nur den ohnehin schon bestehenden inflationären Druck: Wegen der fallenden Profitraten
setzten Kapitale immer mehr auf Preiserhöhungen statt auf Ausweitung der Produktion, in
Erwartung ihre neuen Anlagen gar nicht mehr so profitabel einsetzen zu können.

Aber schon vor 2023 waren die internationalen Spannungen zu einer Belastung für die nationalen
Kapitale geworden (außer ihr „idealkapitalistischer“ staatlicher Vertreter war zufällig gerade am
erfolgreichsten). Der Wirtschaftskrieg zwischen den USA und China beziehungsweise der EU, die
Konfrontation von US- und Russland-gestützten Kräften in Syrien, und die zunehmende Aggression
zwischen den USA und China hatte gezeigt, dass die Neuaufteilung der Welt nach dem



Zusammenbruch der Sowjetunion wieder mal an ihre Grenzen gestoßen war. Auf die Periode der
Globalisierung folgte eine neue Blockbildung mit ernsthaften Deglobalisierungstendenzen.

Seit Oktober 2023 ist diese Lage mit dem Krieg in Gaza und seiner langsamen Ausweitung auf die
gesamte Region deutlich eskaliert. Die USA wollen ihrem engen Verbündeten Israel Zurückhaltung
einreden, weil sie eine Neuorientierung der arabischen Staaten hin zu China und Russland
befürchten. Gleichzeitig weiten sie selbst den Krieg auf den Jemen aus und eskalieren die Besatzung
im Irak weiter.

Das Massaker der israelischen Armee an der Zivilbevölkerung im Gazastreifen und die genozidalen
Vertreibungsfantasien der israelischen Staatsspitze haben Arbeiter:innen und Jugendliche weltweit
mobilisiert. Sie sind die Mehrheit der Menschen, die in der größten internationalistischen
Solidaritätsbewegung seit dem US-Überfall auf den Irak auf die Straße gehen. Die Versuche von
reaktionären Regierungen und Bewegungen, die Bewegung zu dominieren, scheitern an deren
unehrlicher Haltung zur palästinensischen Bevölkerung. Solange die Bewegung weiterhin
massenhaft mobilisiert, wird die Vereinnahmung auch weiterhin schwierig. Gleichzeitig stellt sie
eine ernsthafte Herausforderung für den imperialistischen Konsens dar, sich hinter die israelischen
Massaker zu stellen. Sie kann auch zur Gefahr für die despotischen Regierungen in der Türkei,
Ägypten und in den Staaten des mittleren Ostens werden, wenn sie ihre Opposition gegen die
israelische Gewaltherrschaft auf den Kapitalismus und die Zusammenarbeit mit Imperialist:innen
ihrer eigenen Regierungen ausweitet.

Aufstieg der Linken

Die hoffnungsvollen Zeichen in Österreich sind verhaltener als die Massendemonstrationen gegen
Krieg und Besatzung. Das letzte Jahr hat trotzdem Erfolge für linke Kräfte in der
Arbeiter:innenbewegung gebracht. Der interne Wahlsieg von Andreas Babler hat statt einer Reihe
an immer rechteren Elendsverwalter:innen einen tatsächlich linken Sozialdemokraten an die Spitze
einer Massenpartei gebracht. Sein Sieg war auch die Folge davon, dass sich der
sozialchauvinistisch-rechte Flügel um Doskozil und der bürgerlich-rechte der Partei hinter Rendi-
Wagner nicht einigen konnten. Bablers Wahl auf dem Parteitag zeigte auch, dass wichtige Teile der
Parteibürokratie, vor allem in Wien, ihn als geringeres Übel als Doskozil gesehen haben. Trotzdem
oder gerade deshalb ist es schwierig für seine Anhänger:innen, die Parteistrukturen zu ändern. Auch
die Programmatik der Partei bewegt sich nur langsam, trotz der linken Rhetorik des neuen
Vorsitzenden. Dazu kommt ein handfestes Problem: Für eine traditionelle Sozialdemokratie mit
linker Rhetorik und verantwortungsvollem Co-Management fehlt die politisch-ökonomische Basis.
Die Sozialpartner:innenschaft als staatstragendes Projekt ist tot und ihre Strukturen
dezentralisieren sich zunehmend. Wenn die SPÖ-Linke ihre Versprechen umsetzen will, muss sie auf
eine Konfrontation setzen, vor der die Partei seit Jahrzehnten zurückschreckt.

Trotzdem ist klar: Das neue Versprechen der Sozialdemokratie, durch Reformen zwar keine bessere
Welt aber zumindest langsamere Verschlechterungen zu erreichen, vertritt Babler glaubhafter als
seine Vorgänger:innen. Wenn es ihm gelingt, die Partei auf Konfrontationskurs zu bringen, wird das
die Verhandlungsposition der Arbeiter*innen erst einmal stärken.

Die Illusion der Sozialpartner:innenschaft und die schnelle Einreihung in die europa- und
außenpolitische Linie des österreichischen Kapitals sind aber Bablers zwei Achillesfersen. Sie bieten
den Arbeiter:innen keine Perspektive in den weiter eskalierenden Krisen. Will die Linke in der SPÖ
sich behaupten, braucht sie einen Weg zur Macht und einen Bruch mit der reformistischen
Mitverwaltungslogik, sie muss die soziale Rhetorik ihres Vorsitzenden auf Klassenkampf stützen.
Dazu gehört auch, die verkrusteten bürokratischen Parteistrukturen aufzubrechen, was aber aktuell
nicht abzusehen ist. Auch der Parteitag auf dem ursprünglich weitereichende innerparteiliche



Reformen angedacht waren, entpuppte sich als sehr zahm. Lediglich die Direktwahl (aber nicht
mehr eine Abstimmung über mögliche Koalitionsabkommen) wurden umgesetzt.

Auch neben der SPÖ erstarkt die parlamentarische Linke. Die KPÖ hat nach dem
Bürgermeisterinnenposten in Graz auch stabile 4 Mandate durch 11,7 % bei den Salzburger
Landtagswahlen erreicht. In der Stadt Salzburg ist sie sogar zweitstärkste Kraft geworden. Die KPÖ
baut wachsende Strukturen in den Bundesländern auf, bei der Nationalratswahl scheint sogar zum
ersten Mal seit mehr als 50 Jahren ein Einzug möglich, entweder durch Überspringen der 4%-Hürde
oder durch ein Regionalmandat in der Steiermark.

Die KPÖ hat durch die politische Allianz mit der Jungen Linken in der selbst ausgerufenen
„kommunistischen Bewegung“ einen Schwung neuer Aktivist:innen und Kader bekommen. Die neue
Bundesspitze und der Salzburger Landtagswahlsieger kommen aus der Jugendorganisation. Der
Wahlerfolg spiegelt aber auch wider, dass eine relevante Minderheit vor allem in den Städten von
der SPÖ desillusioniert ist, ohne sich nach rechts zu orientieren. Am Weg zum Wahlerfolg hat die
KPÖ sich aber auch noch einmal weiter in die Mitte bewegt. Der Programmprozess weg von den
Flügeln stalinistischer und eurokommunistischer Linksreformismus hin zu einer fast
sozialdemokratischen Ausprägung wurde fortgesetzt. Auch schafft es die KPÖ weiterhin nicht,
klassenkämpferische Antworten auf den eskalierenden Rassismus und die Klimakrise zu anzubieten.

Die Erfolge der KPÖ zeigen aber trotzdem eine gesellschaftliche Orientierung nach links und bieten
durchaus Potential, innerhalb der Arbeiter:innenbewegung für klassenkämpferische und
revolutionäre Forderungen einzutreten.

Regierungsrepression, Angriffe und das Damoklesschwert Konsolidierung

Babler und die KPÖ bekommen viel mediale Aufmerksamkeit. Das bedeutet auch viel medialen
Druck. Bei Babler sind es vor allem die internationalistischen Positionen, für die er noch kurz vor
der Vorsitzwahl eingetreten ist, die angegriffen und ins Lächerliche verzerrt werden. Bei der KPÖ
wird die teilweise offene politische Bewunderung von Mitgliedern und einzelnen Funktionär:innen
für das russische Regime angegriffen und der gesamten Partei vorgeworfen.

Seit dem Angriff der Hamas am 7. Oktober und dem folgenden Krieg der israelischen Armee gegen
die Bevölkerung des Gazastreifens richten sich die Angriffe von Regierung und Medien auch gegen
jede friedens- und neutralitätspolitische Position in der parlamentarischen Linken. Die
österreichische Regierung nimmt im internationalen Vergleich eine besonders rechte Rolle ein.
Zusammen mit nur einer Handvoll Ländern stimmte sie gegen Waffenstillstands-Resolutionen, die
Kanzlerpartei wird nicht müde zu betonen, dass sie jeden israelischen Militäreinsatz unterstützt.
Sogar humanitäre Hilfe wird teilweise als materielle Terrorunterstützung verunglimpft. Dieser
Anpassungsdruck wirkt auf alle Aspekte des politischen Lebens und sogar in die Linke hinein.

Die propagandistische Mobilisierung richtet sich aber nicht vor allem gegen die Linke. ÖVP und FPÖ
hetzen vor allem gegen Muslim:innen und Menschen mit Migrationsgeschichte aus muslimisch
geprägten Ländern, auch in der SPÖ, bei NEOS und den Grünen finden sich Unterstützer:innen für
ungehemmten antimuslimischen Rassismus. Muslim:innen werden unter Generalverdacht gestellt,
geschlossene Grenzen gefordert, SPÖ und ÖVP werfen sich gegenseitig vor, wegen „offener
Grenzen“ Einladungen an Antisemit:innen ausgesprochen zu haben. ÖVP und FPÖ bereiten sich
offensichtlich darauf vor, einen offen hetzerischen Wahlkampf zu führen. Die Toten in Israel und
Palästina werden ihnen billige Stichwortgeber:innen für eine Kampagne sein, die Migrant:innen in
Österreich weiter benachteiligen und das Morden an den europäischen Außengrenzen eskalieren
wird. Das kaschiert auch den gängigen Antisemitismus von FPÖ-Spitzen und die Indifferenz der ÖVP
gegenüber ihrer Koalitionspartnerin in mehreren Landtagen.



Neben Staatsrassismus und Hetze steigen aber auch Rassismus und Antisemitismus in der
Bevölkerung an. Sowohl die israelitische Kultusgemeinde als auch die Meldestelle antimuslimischer
Rassismus haben seit dem 7. Oktober eine Vervielfachung von Übergriffen und Straftaten berichtet.
Kurz nach dem Kriegsbeginn wurden in Wien Autos mit Hakenkreuzen beschmiert (ein
österreichischer Rechtsextremer wurde festgenommen) und ein Brandanschlag auf den jüdischen
Teil des Zentralfriedhofs verübt. Die Hetze der staatstragenden Rechten wirkt auch in die Breite der
Bevölkerung. Sie ist gemeinsam mit Queerfeindlichkeit, latenter Klimawandelleugnung und
prinzipiellem Frauenhass die ideologische Klammer einer möglichen schwarz-blauen Regierung.

Widerständige Bewegungen

Es spricht einiges dafür, dass sich betroffene Communities das nicht so einfach gefallen lassen
werden. Die Gegenmobilisierung rund um eine rechte Kundgebung rund um die Türkis Rosa Lila
Villa brachte Tausende auf die Straße und in Blockadeversuche. Die feministische Kampftag-Demo
am 8. März war so groß wie schon seit Jahren nicht mehr. Und Communities von rassistisch
Unterdrückten, vor allem Muslim:innen, sind seit den Bombardements von Gaza immer wieder zu
Tausenden auf die Straße gegangen. Während Teile der Bewegung, besonders Demonstrationen von
bestimmten querfront-affinen Gruppen, rechts geführt sind, gilt das keineswegs für alle und nicht
nur die kleinen linken Mobilisierungen stehen dagegen. Auch die Klimabewegung hat aus den
Bewegungen rund um Fridays for Future und dann die radikalere Lobaubesetzung Strukturen und
Netzwerke aufgebaut. Dazu gab es dieses Jahr auch wieder größere Reibungen im Zuge der
Kollektivvertragsverhandlungen, insbesondere die Elementarpädagog:innen machten mit großem
Protest und einem Streiktag auf sich aufmerksam.

Es existieren lose, aber mobilisierungsstarke Zusammenhänge rund um die Fragen, in denen die
Rechte am radikalsten hetzt und wo SPÖ und KPÖ noch wenig Position beziehen. Diese Strukturen
haben das Potential, Widerstand gegen die mögliche rechte Politik einer kommenden
Bundesregierung aufzubauen. Dafür müssen sie sich aber, anders als bisher, auf eine Strategie und
ein Aktionsprogramm einigen. Das muss sich gegen den gemeinsamen Nenner, bürgerliche Politik
und deren Sponsor:innen im Kapital richten, statt die reaktionären ideologischen Versatzstücke als
einziges Problem anzugreifen.

Selbstbewusste revolutionäre Organisierung

Die linken und linksliberalen Hoffnungen auf ein Superwahljahr 2024 könnten auf den ersten Blick
entmutigend für Revolutionär:innen wirken, deren Aktivität nicht auf überhöhten Hoffnungen in
Vertretungswahlen basiert. Die breiten Ängste vor einem weltweiten Rechtsruck und entsprechende
Überlegungen über das kleinere, reformistische oder sogar konservative Übel als (selbsternannte)
Brandmauer vor dem Rechtspopulismus schlagen in dieselbe Kerbe. Aber Entmutigung ist
unangebracht. Die politisch aufgeladene Stimmung, die sichtbar großen Herausforderungen und die
stärker werdenden internationalistischen Bewegungen sind ein Umfeld, in dem revolutionäre Arbeit
notwendig und vielversprechend ist.

Die Eskalationen im Nahen Osten gehen weit über die grausamen Massaker hinaus, die nach dem
Angriff am 7. Oktober vorherzusehen waren. Bombardements durch US-amerikanische und britische
Truppen im Jemen, Beschuss zwischen irakischen Milizen und dem Iran, und der Schlagabtausch
zwischen Israel und dem Libanon sind die Vorboten eines imperialistischen Kriegs auf mehreren
Schlachtfeldern.

In der Ukraine wird nicht nur um die Selbstbestimmungsrechte gekämpft, sondern es stehen sich
Vertreter:innen des westlichen und russischen Imperialismus gegenüber. Vor den türkischen
Bombardements der kurdischen Selbstverwaltung fliehen selbst US-Truppen, eine Wiederkehr des



IS wird in Kauf genommen. Das zeigt nicht nur den genozidalen Anspruch des NATO-Staates,
sondern auch die Fragilität des ganzen Militärbündnisses. Der Konflikt zwischen dem chinesischen
und dem US-amerikanischen Imperialismus scheint vorerst nicht auszubrechen, spitzt sich aber
immer wieder zu. In den Drohgebärden rund um Taiwan und gegenseitigen Sanktionsdrohungen
offenbart sich, dass diese Konkurrenz fundamental ist. Sie wird nicht mit zwei Sieger:innen lösbar
sein und sich bis zum 100-Jahres-Jubiläum des Volksrepublik China immer weiter zuspitzen.

Eine internationalistische Antwort ist in dieser Zeit schon richtig, aber nicht nur richtig. Sie wird
viel mehr Menschen überzeugen, als wenn die Widersprüche weniger eskalieren, aber sie ist nicht
nur überzeugend. Die imperialistischen Blöcke stehen sich wieder einmal direkt gegenüber.
Weltweit sind Millionen auf der Straße, sie demonstrieren entweder für einen Rückzug der US- und
EU-unterstützten Aggressionen oder gleich für deren Niederlage. Ein internationalistisches
Programm ist notwendig und muss sich an eine internationale Massenbewegung richten.

Die Widersprüche in Österreich spitzen sich in fast unheimlicher Parallelität zu. Im wirtschaftlichen
Abschwung 2024 eskaliert der Widerspruch zwischen ÖVP-Kürzungsplänen und SPÖ-
Sozialstaatswünschen. Die Stoßrichtungen der Wahlprogramme lassen sich nicht mehr in einer
großen Koalition oder der Sozialpartner:innenschaft zusammenfassen. Und keines davon bietet eine
Perspektive für die Arbeiter:innen und Erwerbslosen, die von der Teuerung belastet und vom
Arbeitsplatzverlust bedroht sind. Eine unabhängige, klassenkämpferische Antwort ist notwendig und
setzt direkt an den Forderungen an, die Kolleg:innen in Warnstreiks fast aller großen
Industriebranchen geäußert haben.

Die ÖVP geht mit Wahlprogrammen der FPÖ aus den 2010er-Jahren auf Stimmenfang. Neben ihrem
Rechtsruck formuliert die FPÖ ein noch rechteres Programm: Massendeportationen, Jagd auf
angebliche Volksverräter:innen, Angriffe auf Errungenschaften der feministischen Bewegung und
Hetze gegen die LGBTQIA- Community. Die Pläne der deutschen AfD, millionenfach abzuschieben,
sind durch investigative Recherchen öffentlich geworden, die FPÖ bekennt sich im Vergleich dazu
ganz offen im Hauptabendprogramm zu Verfassungsänderungen, die so etwas möglich machen
sollen. Dagegen sind Zehntausende auf die Straße gegangen. Auch wenn die zivilgesellschaftlichen
Forderungen der Demonstrationen dem Rechtsruck nichts entgegensetzen können, zeigen sie
zumindest das vorhandene Bewusstsein für eine notwendige Massenbewegung gegen Rechts.

Gegen die Klimabewegung, Gleichstellungspolitik und die Aktivitäten von LGBTQIA- Aktivist:innen
hetzen ÖVP und FPÖ, als ob sie voneinander abschreiben würden. Sozialdemokratie und
Linksliberale haben dem außer Lippenbekenntnissen nichts entgegenzusetzen. Im Aktivismus ist von
ihnen nichts zu sehen und ihre Programme für Klimawende und soziale Berechtigung gehen an der
Dramatik der Krisen vorbei. Gleichzeitig sind die Protestinitiativen in diesen Bereichen zwar klein,
aber gut vernetzt. Sie haben Erfahrung mit großen Mobilisierungen und längeren Kampagnen,
kennen auch die Konfrontation mit der Polizei. Wenn sie sich auf eine Proteststrategie einigen und
gemeinsam für klare politische Ziele kämpfen, ist erfolgreicher Widerstand möglich.

Ein Aktionsprogramm für den Widerstand gegen Massenentlassungen, Sparpakete, Rassismus,
sexistische und queerfeindliche Politik und die Klimakrisenpolitik der Regierung ist nötig, aber auch
möglich. Vor allem in Wien, aber auch in der Steiermark, Oberösterreich und Tirol gibt es
Bündnisse, um die herum sich so ein Aktionsprogramm aufbauen und die es weiterbringen kann. Es
braucht aber auch die Analyse, die Erfahrung und einen glaubwürdigen Aktivismus von
Revolutionär:innen, damit solche Bündnisse ihren Widerstand in einen Machtkampf verwandeln
können.

Es geht nämlich um nicht weniger als um einen Machtkampf. Rechtsruck und Krieg kündigen einen
Regimewechsel der Herrschenden an: Schluss mit der postpandemischen Großzügigkeit, Schluss mit



der nur schleichenden Verschlechterung unserer Lebensumstände, Schluss mit dem Verzicht auf
offene Gewalt in der geordneten weltweiten Machtaufteilung.

Protest allein und Etappensiege ohne Folgeerfolg reichen hier nicht aus. Deshalb wird im
dynamischen Bewegungsmosaik auch die Organisierungsfrage wichtig und entscheidend sein. Zwei
Rechtsparteien, die Massenanhänge mobilisieren wollen, wahrscheinlich der Staatsapparat in ihren
Händen und eine stärker werdende Propagandamaschinerie knicken nicht vor Demonstrationen ein,
auch wenn die Zehntausende auf die Straße bringen. Was wir der Offensive der Herrschenden
entgegenwerfen, muss stabil genug für deren Angriffe sein, ohne sich durch Starrheit in die
Defensive drängen zu lassen.

Die Wahlerfolge der KPÖ in Graz und Salzburg, die Wahl des ersten linken SPÖ-Vorsitzenden in
diesem Jahrtausend und die Arbeit von LINKS in Wien zeigen, dass Parteien als Ausdruck und
Methode linker Politik alles andere als tot sind. Österreich erlebt eine bei Wahlen durchaus
erfolgreiche Linke während dem gesellschaftlichen Rechtsruck. Der kommt aber mit den Schwächen
der jeweiligen Parteiprogramme und -methoden.

Es ist notwendig, die Organisierungsfrage innerhalb der Bewegungen, eng an den
Linksentwicklungen der Parteien, zu stellen. Aber es reicht nicht aus, in breiten linken Bewegungen
aufzugehen und dafür Programm und Methode hintanzustellen. Ganz im Gegenteil werden
Revolutionär:innen ihre Verankerung und ihren Aktivismus nutzen, um Aktivist:innen von unserer
Politik zu überzeugen und Vorschläge an Strukturen zu machen. Denn eine erfolgreiche linke Politk
muss es schaffen, breit und radikal aufzutreten. Nur so kann sie sich dem gesellschaftlichen
Rechtsruck, der herrschenden Klasse kampfkräftig und erfolgsversprechend gegenüberstellen.


